
4 · 5/2022 * Der Schlepper Nr. 104 * www.frsh.de

Schon über 4,5 Mio. Menschen aus der 
Ukraine wurden in den ersten zwei 
Monaten seit Kriegsbeginn in die Flucht 
ins Ausland geschlagen – davon 300.000 
nach Deutschland. Ein Ende dieser Flucht-
bewegung ist nicht in Sicht. Bis dato über 
7 Mio. gelten als im Land umherirrende 
Binnenflüchtlinge. 

Doch schon Ende 2021 befanden sich 
über 82 Millionen Menschen u.a. durch 

Kolonialismus, Globalisierung und Inter-
essendurchsetzungspolitik der Industrie-
mächte verursachte politische Verfolgung 
und Kriegsgewalt weltweit auf der Flucht. 
Davon kommen 68% aus von extremer 
Herrschafts- oder Kriegsgewalt gekenn-
zeichneten Herkunftsländern. 86% der 
aktuell weltweit Schutzsuchenden finden 
bis dato in den Anrainerstaaten der Her-
kunftsländer oder in Drittstaaten im Tri-
kont Aufnahme. Die Aufnahmebereit-
schaft in den sogenannten Industrielän-
dern schwindet. Nach Berechnungen der 
Weltbank werden bis 2050 wegen der 
durch Industrie- und Schwellenländer ver-
ursachten Klimafolgen ca. 200 Millionen 
Umweltflüchtlinge dazu kommen. Aktuell 
ist in der Ukraine einmal mehr ein flucht-
auslösender Krieg mitten in Europa aus-
gebrochen. 

Die in Schleswig-Holstein zuletzt gut 
4.000 jährlich um Schutz Nachsuchenden 
– in den ersten zwei Monaten des Krie-
ges kamen allein 15.000 aus der Ukra-
ine hinzu – sind inzwischen zu über 50% 
weiblich. Zu diesem Anstieg haben nicht 
zuletzt Frauen aus der Ukraine beigetra-

gen, die i.d.R. allein 
mit ihren Kindern 
geflüchtet sind. Der 
Anteil derer, die im 
Fluchtherkunftsland 
und auf den Flucht-
wegen erhebliche, 
regelmäßig auch 
sexualisierte Gewalt 
erfahren haben, liegt 
nach Schätzungen 
von Fachdiensten 
und Wissenschaft 
bei 60%. 

Dass über 12.000 
im Asylverfah-
ren nicht erfolg-
reiche Geflüch-
tete in Schleswig-
Holstein seit Jahren 
nur geduldet leben, 
müsste nicht sein, 
wenn Schutzsu-
chende aller Her-
künfte rechtlich 
und integrationsför-
dernd gleichbehan-
delt würden, wie 
jetzt solche aus der 
Ukraine. Die derzeit 
Geduldeten aber 
verfügen zwar regel-
mäßig über erheb-
liche Bildungs- und 
arbeitsweltspezifi-
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sche Motivationen und Potenziale, ihrer 
nachhaltigen Integration stehen allerdings 
allzu oft erhebliche aufenthaltsrechtliche 
Hürden und eine insbesondere auf Auf-
enthaltsbeendigung fixierte und die dage-
genstehenden einwanderungspolitischen 
Bedarfe ausblendende Politik entgegen.

Im Jahr 2019 hatten nach Zahlen des Mik-
rozensus gut 21 Millionen Menschen in 
Deutschland einen Migrationshintergrund, 
was 26 Prozent der Bevölkerung in deut-
schen Privathaushalten entspricht. Mehr 
als die Hälfte (52,4 %) davon sind deut-
sche Staatsangehörige. Der Anteil der 
ausländischen Staatsangehörigen beträgt 
bundesweit 47,6 Prozent. Der Anteil der 
ausländischen Staatsangehörigen in Schles-
wig-Holstein betrug im Jahr 2020 nach 
Angaben des statistischen Bundesamtes 
8,5 %. Hauptherkunftsländer sind Syrien, 
Polen, die Türkei, Rumänien, Afghanistan, 
Irak und Bulgarien.  

Bundesweit besteht laut Arbeitsagen-
tur ein Bedarf an jährlich 400.000 in den 
Arbeitsmarkt Einwandernden. Allein in 
Schleswig-Holstein wird sich die Zahl aller 
Beschäftigten bis 2035 prozentual dreimal 
so stark wie im Bundesdurchschnitt ver-
ringern. Ohne eine forcierte Einwande-
rung und systematische Arbeitsmarktinte-
gration der nichtdeutschen Inländer:innen 
werden 180.000 Beschäftigte auf dem 
schleswig-holsteinischen Arbeitsmarkt 
fehlen. Das Institut für Arbeitsmarktfor-
schung (IAB) erklärt, dass schon bis 2025 
die Zahl der Erwerbspersonen um rund 
70.000 (-9,5 %) zurückgehen wird, bis 
2050 sogar um bis zu 30 %. Ohne Kom-
pensation durch Einwanderung würden 
2035 ca. 1,39 Mio. Menschen im beschäf-
tigungsfähigen Alter die Altersversorgung 
von 0,87 Mio. Ruheständler:innen erwirt-
schaften müssen – ein Verhältnis von 1,6:1.

Doch über 15 Prozent der autochthonen 
Bevölkerung in Deutschland sind getra-
gen von rechtsextremistischen und ras-
sistischen Überzeugungen. Taten – gegen 
die sich Betroffene viel zu oft nicht zur 
Wehr setzen – richten sich mit regelmä-
ßiger Hass- und Angriffskriminalität gegen 
Migrant:innen, vermeintlich Nichtdeut-
sche sowie religiöse und andere Minder-
heiten. Der Lebensalltag von People of 
Color ist gekennzeichnet durch alltägli-
che Diskriminierungen, durch strukturelle 
Ausgrenzungen, prekäre Beschäftigungen 
und rechtliche Ungleichbehandlung. 

Eine regelmäßig auf Chancengleichheit 
und dabei auf regelmäßige Partizipation 
von Migrant:innenorganisationen und zivil-
gesellschaftlichen Fachdiensten orientierte 
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Politik würde die Zukunftsfähigkeit der 
Einwanderungsgesellschaft stärken. Die 
Landespolitik sollte in globaler Verantwor-
tung und im Interesse der Generationen-
gerechtigkeit eine gleichermaßen an den 
Grund- und Menschenrechten, wie an der 
nachhaltigen sozialen und wirtschaftlichen 
Inklusion Eingewanderter mit und ohne 
Fluchtmigrationshintergrund sowie eine 
am Ziel einer diversen Einwanderungsge-
sellschaft orientierte Politik betreiben. 

Eine moderne Einwande-
rungspolitik bedarf aus 
gemeinsamer Überzeugung 
der Unterzeichnenden 
allerdings moderner 
Strategien und Instrumente: 

•	 Um den vielfältigen Herausforderun-
gen in der künftigen Legislaturperi-
ode angemessen gerecht werden zu 
können, sollten die Flüchtlings-, Ein-
wanderungs- und Integrationspoli-
tik aus der ordnungspolitischen Veror-
tung im Innenressort der Landesregie-
rung entkoppelt und in einem eigenen 
vollständig für alle Belange der Einwan-
dernden und der Institutionen des Ein-
wanderungslandes Schleswig-Holstein 
zuständigen Einwanderungsministe-
rium verankert werden.

•	 Eine diverse und chancengerechte Ein-
wanderungsgesellschaft zu erreichen, 
ist eine Generationenaufgabe. Sowohl 
der Anteil der Bevölkerung mit Migra-
tionsgeschichte wie die künftigen Ein-

wanderungsbedarfe werden sich dyna-
misch entwickeln. Weil dieser Pro-
zess unausweichlich mit innergesell-
schaftlichen Reibungsverlusten einher-
gehen wird, muss die Landesregierung 
auch den Diskriminierungsschutz nor-
mieren, den Antirassismus, die Anti-
diskriminierung und die Förderung des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts in 
die Federführung eines künftigen Ein-
wanderungsministeriums delegieren 
und gleichzeitig zur Querschnittauf-
gabe einer guten Regierungs- und Ver-
waltungspraxis erheben. 

•	 Eine systematisch auf das Empower-
ment der verschiedene Gruppen Ein-
gewanderter orientierte Landespolitik 
muss die relevanten zivilgesellschaftli-
chen Lobbyorganisationen stärken und 
einbeziehen. Die zielgruppen- und the-
menspezifischen öffentlichen Förder- 
und Beratungsangebote müssen 
bedarfsgerecht modernisiert werden. 

•	 Dazu muss die Überführung der seit 
Dekaden bestehenden Projektfinan-
zierung der Migrationsberatung in eine 
Regelfinanzierung sowie die regel-
mäßige Übernahme von Kofinan-
zierungsanteilen durch das Land bei 
Bundes- oder EU-Förderungen etab-
liert werden. 

•	 Eine nachhaltige, auf die Rechte und 
Bedarfe Eingewanderter abstellende 
Landespolitik setzt eine optimale Ver-
netzung von staatlicher Verantwortung 
und zivilgesellschaftlichem Engagement 
voraus. Der Landesflüchtlingsrat, lan-
desweite Migrant:innenorganisationen 
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und der Antidiskriminierungsverband 
sollten von der Landesregierung insti-
tutionell gefördert werden. Die Lan-
desfinanzierung für den Landeszuwan-
derungsbeauftragten und die Wohl-
fahrtspflege sollte verstetigt werden. 
Die zivilgesellschaftlichen Akteure soll-
ten regelmäßig und verlässlich in die 
Strategie des Landes zur Gestaltung 
der Einwanderungsgesellschaft einbe-
zogen werden. 

•	 Ein Landesantidiskriminierungsgesetz 
sollte geschaffen und die Landesregie-
rung sollte gegenüber dem Bund mit 
einer Gesetzesinitiative zur Streichung 
des grundrechtswidrigen Asylbewer-
berleistungsgesetzes vorstellig werden. 

•	 Alle in Schleswig-Holstein vor politi-
scher Unterdrückung, Krieg und Über-
lebensnot Schutzsuchende sollen unab-
hängig von ihrem Flucht auslösenden 
Herkunftsland von Anfang an einen 
sicheren Aufenthalt, jederzeit Zugang 
zu Wohnraum am Ort ihrer Wahl, zu 
Sprachförderung und Arbeitswelt bzw. 
diskriminierungsfreie Sozialleistungen 
erhalten. 

•	 Die Landesunterkunft für Ausreise-
pflichtige (LukA) und das Abschie-
bungsgefängnis Glückstadt werden 
ersatzlos geschlossen. Auf die Inan-
spruchnahme von Abschiebungshaft 
oder Abschiebungsgewahrsam qua 
Amtshilfe in anderen Bundesländern 
wird zugunsten einer auf systemati-
sche Integrationsförderung formal Aus-
reisepflichtiger ausgelegten Politik ver-
zichtet.

•	 Die Flüchtlingspolitik der Landesre-
gierung sollte sich bei allen Entschei-
dungen auch an den in verschiedenen 
internationalen Verträgen wie nationa-
len Gesetzen verbindlich formulierten 
UN-Kinderrechten und Standards zum 
Schutz von Kindern ausrichten. Insbe-
sondere bedarf es hinsichtlich der Auf-
nahme von Geflüchteten aus Drittstaa-
ten, z.B. an den EU Außengrenzen, 
aber auch aus EU Mitgliedsstaaten, hin-
sichtlich der Ermessensentscheidungen 
von Ausländerbehörden, bei den Stan-
dards zur Unterbringung und bei Ent-
scheidungen zum Familiennachzug der 
dezidierten Orientierung am vorrangi-
gen Wohl des Kindes, und ausdrücklich 
nicht der Orientierung an Interessen 
der Zuwanderungskontrolle etc.
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